
Zeitschrift: Plan : Zeitschrift für Planen, Energie, Kommunalwesen und
Umwelttechnik = revue suisse d'urbanisme

Herausgeber: Schweizerische Vereinigung für Landesplanung

Band: 37 (1980)

Heft: 10

Artikel: Leasing für den kommunalen Bereich

Autor: [s.n.]

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-781949

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 16.05.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-781949
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


Leasing für den
kommunalen Bereich

Diskrepanz von Angebot und
Nachfrage
Das Leasing hat sich im kommunalen

Bereich noch nicht durchgesetzt.

So ist aus der Statistik des
Verbandes Schweizerischer
Leasing-Gesellschaften ersichtlich,
dass im Jahre 1979 nur 5% aller
Verträge Geschäfte mit der öffentlichen

Hand oder mit öffentlich-
rechtlichen Anstalten betreffen.
Die Feststellung einer deutschen
Zeitung, wonach die öffentliche
Hand ein «Leasing-Muffel» sei,
könnte daher bei oberflächlicher
Betrachtungsweise auch für die
schweizerischen Verhältnisse
zutreffen.

Es ist heute offensichtlich so, dass
•rn öffentlichen Bereich das
Leasingangebot erheblich grösser ist
als die Leasingnachfrage, und es
'st daher angezeigt, vorerst nach
den Gründen für diesen Tatbestand

zu suchen.

Andere Optik
Der potentielle Leasingnehmer der
Privatwirtschaft hat bei verschiede-
nen wesentlichen Kriterien eine
9anz andere Optik als die öffentli-
cöe Hand. Dr. G. Wullschleger
kommt das Verdienst zu, diese
Unterschiede in einer kurzen
Zusammenstellung dargelegt zu
haben [1],
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Tages finanziell hoffnungslos
überfordert ist [2],
Dagegen muss sicher geltend
gemacht werden, dass der Staat im

Interesse der Allgemeinheit zu
Investitionen verpflichtet ist, für welche

weder zweckgebundene
Einnahmen vorliegen und welche
nicht unbedingt mit
marktwirtschaftlichen Kriterien gewertet
werden können. Lassen sich zum
Beispiel die Kosten für die Keh¬

richtabfuhr durch zweckgebundene
Einnahmen decken, so bestehen

bei der Anlage einer Parkanlage

oder beim Bau eines kulturellen
Gemeindezentrums ganz andere
Überlegungen.

Budgetierung
Leasingverträge mit der öffentlichen

Hand sind von Gesetzes
wegen nicht verwehrt, aber es bestehen

mit der löblichen Ausnahme
des Freistaates Bayern auch keine
Vorschriften, welche das Leasing
in irgendeiner Art und Weise
begünstigen [3], Als leasinghemmend

erweisen sich ausser der
Tatsache, dass sich die öffentliche
Hand massiv verschulden kann
und bei der Mittelaufnahme keine
Schwierigkeiten hat, vor allem die
haushaltsrechtlichen Vorschriften.
Diese sind zumeist so angelegt,
dass sowohl die Exekutive wie
auch die Parlamente nur eine sehr
bescheidene Kompetenz haben
für regelmässig wiederkehrende
Ausgaben.
Dieser Tatbestand kann im
Extremfall dazu führen, dass eine
finanziell ins Gewicht fallende
Investition von diesen Gremien
beschlossen werden kann, nur weil
es sich um eine einmalige Ausgabe

handelt.
Die Beschaffung des gleichen
Investitionsgutes ist aber über Leasing

nicht möglich, weil es ja geradezu

das Charakteristikum eines
Finanzierungs-Leasingvertrages
ist, dass das Investitionsgut über
eine längere Zeit amortisiert und
bezahlt wird und damit wiederkehrende

Ausgaben provoziert
werden.

Chancen der Zukunft
Wir vertreten aber die Ansicht,
dass die Zeit für das Leasing arbeitet.

So werden die Sparmassnah-
men des Bundes den ganzen
Bereich der öffentlichen Hand tangieren

und primär zu Ausgabenkürzungen,

sekundär aber auch
Überlegungen über unkonventionellere
Finanzierungen provozieren.
Dazu kommt, dass gerade auf der
Stufe der Gemeinden und der
Kantone die Milizparlamentarier
sich bei ihrer Haupttätigkeit mit
dem Leasing auseinandersetzen
und genau wissen, wie dieses
Instrument funktioniert. Einen weiteren

gewichtigen Beitrag werden
aber die Leasinggesellschaften zu

leisten haben. Wenn es ihnen
gelingt, für die öffentliche Hand einen
kurzfristig kündbaren Vertragstyp
im Sinne des Operating-Leasing
zu entwerfen, so könnte den
haushaltrechtlichen Vorschriften genügt
werden, und es würde der schon in

einem kantonalen Parlament gefallene

Vorwurf widerlegt, durch
Leasingverträge würden die
Investitionsbudgets unterlaufen [4],
Es ist zudem anzunehmen, dass
insbesondere bei den
öffentlichrechtlichen Anstalten - wir denken
da zum Beispiel an Spitäler,
Universitäten sowie auch an
gemischtwirtschaftliche Gesellschaften,

bei denen die haushaltrechtlichen

Vorschriften nicht sehr eng
sind und die Budgetierung flexibel
ist - das Leasing sehr bald seinen
Siegeszug antreten wird.
Etwas differenzierter werden die
Verhältnisse auf der Stufe der
Gemeinden und Kantone liegen. Hier
dürfte sich der sich abzeichnende
Trend des Leasings von serviceintensiven

Leasingobjekten - zum
Beispiel von Computern und anderen

Büromaschinen - fortsetzen
und verstärken.
Ob es bei einem konkreten Vorhaben,

welches heute im Normalfall
mit einer Obligation finanziert wird,
je zu einem Leasinggeschäft
kommt, ist vorläufig noch eine offene

Frage. Immerhin haben
Untersuchungen bewiesen, dass bei
einem Ausgabensummenvergleich
unter Berücksichtigung der
Barwertrechnung das Leasing durchaus

bestehen kann [5].
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